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Obwohl die mediale Berichterstattung gerade
in den letzten Jahren ein anderes Bild gezeich-
net hat, bilden die Aktivitäten von Natur-
und Umweltschützern, ihre Beziehungsnetz-
werke und Strategien, bis heute eine bemer-
kenswerte Leerstelle in der umwelthistori-
schen Forschung. Ute Hasenöhrl liefert jetzt
mit ausgewählten regionalen Fallstudien eine
Geschichte der Naturschutz- und Umweltbe-
wegung in Bayern zwischen der unmittelba-
ren Nachkriegszeit und den 1980er-Jahren. Im
Mittelpunkt ihrer Dissertation steht die „Be-
deutung zivilgesellschaftlichen Protestes bei
der Etablierung von Themen in der öffent-
lichen Diskussion und bei deren politischer
Umsetzung“ (S. 12). Die sowohl synchron wie
diachron angelegte Untersuchung zeichnet
anhand der Themenfelder Wasserkraft, Tou-
rismus und Atomenergie Konfliktlösungsme-
chanismen bürgerlicher Akteure bzw. zivil-
gesellschaftliches Protestverhalten in Bayern
nach. Die Autorin hat hierfür umfangreiche
Archivalien aus staatlichen und privaten Ar-
chiven, Zeitschriften und andere gedruckte
Quellen wie offizielle Statements oder „graue
Literatur“ ausgewertet sowie Interviews mit
Zeitzeugen geführt.

Die Arbeit basiert auf einem umfassen-
den historisch-sozialwissenschaftlichen Theo-
rierahmen: Die Zivilgesellschaft – „sowohl
als empirisches Untersuchungsobjekt wie
auch als wissenschaftliches Analyseinstru-
ment“ verstanden (S. 27) – markiere den für
den Protest entscheidenden „Aktionsraum“,
der durch die Akteure und ihre Handlungs-
formen bzw. -praxen bestimmt werde. „Ge-
meinwohl“ sei damit weniger Ergebnis ei-
nes vernünftigen Interessenausgleichs denn
eine normative Konzeption – ein zentraler Be-
standteil des Selbstbildes und der Legitimati-
on der beteiligten Konfliktparteien. Nach ei-
nem kurzen Überblick zur Naturschutzbewe-

gung in Deutschland zwischen der Industria-
lisierung und dem Ende des Zweiten Welt-
kriegs folgt in zwei großen Kapiteln eine de-
taillierte und durchweg spannende Analyse
der Naturschutz- und Umweltbewegung in
Bayern. Die Jahre 1945 bis 1970 standen auch
hier unter dem Motto „Wiederaufbau und
Konsolidierung“; die Zeit zwischen 1970 und
1980 war charakterisiert durch ein „wach-
sendes Unbehagen an der Wohlstandsgesell-
schaft und Neuansätze in der Wahrnehmung
von Natur und Umwelt“. Die frühen 1970er-
Jahre markierten somit einen Paradigmen-
wechsel bzw. die „Entdeckung des Natur-
und Umweltschutzes als relevantes politi-
sches Handlungsfeld“ (S. 24f.).1

Hasenöhrl konzentriert ihre Darstellung
auf drei Themenfelder: den Ausbau der baye-
rischen Wasserkraft, den Tourismus und die
zivile Nutzung der Atomenergie. Durch die
Wahl der Fallbeispiele gelingt es ihr über-
zeugend, die jeweiligen Diskurs- und Hand-
lungspraxen und Trägergruppen zu analy-
sieren sowie das Gesamtspektrum des zivil-
gesellschaftlichen Protests aufzuzeigen. Die
Identifikation des historischen Kontextes viel-
gestaltiger und unzähliger politischer Gele-
genheitsstrukturen ist eine der großen Stär-
ken der Darstellung. Schon beim Thema Was-
serkraft – dem ersten Versuch in Bayern, der
Energienot der Nachkriegszeit zu begegnen
– lässt sich festhalten, dass die Erfolgsaus-
sichten der Umwelt- und Naturschützer dort
größer waren, wo „die betroffenen Gewäs-
ser mit romantischen Naturvorstellungen in
Einklang standen und auf diese Weise ei-
ne wirtschaftliche Bedeutung für Fremden-
verkehr und Naherholung besaßen“ (S. 162).
Auf der anderen Seite ließ sich ein bewahren-
der Naturschutz, der vor allem die Schönheit
der Landschaft betonte, nur selten mit einer
massentouristischen Infrastruktur (Berg- und
Seilbahnen, Skilifte) in empfindlichen Lebens-
räumen in Einklang bringen. Diese Unverein-
barkeit wog umso schwerer, da der bayeri-
sche Alpenraum als „Klischeevorstellung ei-

1 Hasenöhrl folgt hier Patrick Kupper, Die „1970er
Diagnose“. Grundsätzliche Überlegungen zu ei-
nem Wendepunkt der Umweltgeschichte, in: Archiv
für Sozialgeschichte 43 (2003), S. 325-348; auch on-
line unter <http://library.fes.de/jportal/servlets
/MCRFileNodeServlet/jportal_derivate_00023144
/afs-2003-325.pdf> (26.05.2011).
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ner idealen (Erholungs-)Landschaft“ galt und
gilt (S. 165). Die Glaubwürdigkeit des Na-
turschutzes stieg in den ersten Nachkriegs-
jahrzehnten allgemein an, konzentrierte sich
aber auf wenige, erfolgversprechende Projek-
te. Kundgebungen und Demonstrationen wa-
ren in Bayern während dieser frühen Phase
kaum denkbar, widersprachen sie doch dem
gängigen Weltbild der Bevölkerung. Statt-
dessen setzte man im kompromissbereiten
behördlichen Naturschutz auf Lobbyarbeit,
Behördenschreiben, Eingaben, Denkschriften
und Resolutionen. Vor allem die staatliche
„Landesstelle für Naturschutz“ unter Leitung
Otto Krauses nahm anfangs eine wichtige Ver-
mittlungsfunktion zwischen Staat und Zivil-
gesellschaft ein. Weitere entscheidende Ak-
teure waren der „Bund Naturschutz“ (BN)
und der bayerische Landesverband des Ver-
eins „Die Naturfreunde“.

Die Atomkraft galt in den ersten Nach-
kriegsjahrzehnten als energiepolitischer Hoff-
nungsträger, und Bayern verfolgte eine eigen-
ständige Atompolitik. Welche heute unver-
ständlichen Blüten dies treiben konnte, zeigt
die Autorin eindringlich in ihrer Beschrei-
bung des Forschungsreaktors in München-
Garching: „Beispielsweise wurde das Richt-
fest am 12. Januar 1957 mit einem Staatsakt
inklusive ‚Atommenü’ aus Uranstäben (Weiß-
würsten), Vorfluterbrühe (Leberknödelsup-
pe), Neutronenschlegel (Kalbfleisch), Fettiso-
topen (Nachspeise), Garchinger Gammadunst
(Käse) und radioaktivem Kühlwasser (Bier)
begangen.“ (S. 204) Es bestand noch eine Art
Grundvertrauen in die Sicherheit der atoma-
ren Anlagen; selbst der Naturschutz meldete
keine Bedenken an und beließ es bei der Emp-
fehlung, „einen anerkannten Landschaftsge-
stalter heranzuziehen, um die Anlage durch
Pflanzen-, Busch- und Baumbewuchs land-
schaftlich schön einzubinden“ (S. 210). Ins-
gesamt nahmen das Mobilisierungspotenzial
des Naturschutzes und die Mobilisierungsbe-
reitschaft der Bevölkerung zwischen Kriegs-
ende und 1970 jedoch stark zu. Auch die
Vorstellung eines „statisch-fragilen ökologi-
schen Gleichgewichts“ gewann an Populari-
tät (S. 281). Vom gestaltenden und bewah-
renden Naturschutz kam es zu einem dyna-
mischen Naturverständnis (S. 369). Der bis-
herige Naturschutz wurde vor allem auch

durch die entstehende Bürgerinitiativbewe-
gung herausgefordert. Die Folge war unter
anderem ein Gesinnungswandel gegenüber
der Atomkraft, was fundamentale Auswir-
kungen auf die Handlungsstrategien der Ak-
teure hatte: Neue Trägergruppen traten hin-
zu, die Verhaltensstile änderten sich, und ei-
ne informierend-warnende Öffentlichkeitsar-
beit bestimmte das Alltagsgeschäft. Der Wi-
derstand wurde erfolgreicher, die Akteure vor
Ort wurden stärker. Ihre Handlungspraxis
blieb aber im bürgerlich „erwartbaren“ Spek-
trum.

Die Auseinandersetzung um die Atomkraft
war das stilbildende umweltpolitische Kon-
fliktfeld der 1970er-Jahre, da sich hier auch die
Diskussion um die „Gewaltfrage“ zuspitzte.
Insgesamt verlief der Weg von der Ablehnung
einzelner Standorte zur prinzipiellen Ableh-
nung von Atomkraft. Hasenöhrl unterschei-
det dabei vier markante Phasen: eine unbe-
dingte Zustimmung vor 1972, ein bedingtes
Ja (1972-75), ein bedingtes Nein (1975-79) und
eine fundamentale Gegnerschaft nach 1980.2

Insgesamt lässt sich auch für die 1970er-Jahre
eine regionale Prägung der zivilgesellschaftli-
chen Akteure feststellen. Der Anteil von Frau-
en stieg an, die maßgeblichen Trägergruppen
stammten aus dem bürgerlichen Milieu und
der städtischen Mittelschicht, linke Initiativen
befanden sich in der Minderheit. Die zivil-
gesellschaftlichen Gruppen vor Ort arbeite-
ten Hand in Hand mit kommunalen und re-
gionalen politischen Eliten. Ihr Protest verlief
gemäßigt und gewaltlos und war weiterhin
durch die Hoffnung auf juristische Entschei-
dungen geprägt. Sachlichkeit und der Verweis
auf den Rechtsstaat bestimmten die Diskus-
sion. Proteststrategien und Erfolgsaussichten
ergaben sich von Fall zu Fall bzw. vor Ort –
auch in diesem Zusammenhang spielte die öf-
fentliche Legitimität der Akteure eine wich-
tige Rolle. Die frühen 1970er-Jahre bildeten
insgesamt die Scheidelinie zwischen Konsens
und Konfrontation bzw. staats- und öffent-
lichkeitszentrierter Phase.

Am Ende der Untersuchung schließt sich
die Klammer des theoretischen Rahmens:

2 Wie im Buch auch angegeben, stammt diese Einteilung
von Ernst Hoplitschek, Der Bund Naturschutz in Bay-
ern. Traditioneller Naturschutzverband oder Teil der
Neuen Sozialen Bewegungen?, Berlin 1984, S. 103-112.
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Die Abwägung unterschiedlicher Kollektiv-
güter und Gemeinwohlinteressen wirkt nach
Hasenöhrl in die Zivilgesellschaft zurück.
Bei Naturschutz- und Umweltkonflikten sei
„ökonomischen Gemeinwohlbelangen bzw.
Kollektivgütern meist Vorrang gegenüber
ideellen Anliegen wie dem Naturschutz“ ein-
geräumt worden (S. 484f.). Hieraus folgert die
Autorin, dass es keine spezifisch zivilgesell-
schaftliche Variante des allgemeinen Wohls
gebe, dass dieses aber durchgängig von bei-
den Seiten als rhetorischer Kampfbegriff zur
Stärkung der Legitimität nach innen (Selbst-
bestätigung eines positiven Eigenbilds und
Immunisierung gegen Kritik) wie nach außen
(Identifikation des Gemeinwohls mit eigenen
Partikularinteressen und damit dessen Mo-
nopolisierung und Entpolitisierung) benutzt
worden sei. Sie schlägt deshalb vor, zukünf-
tig einen wertneutralen und weniger norma-
tiv aufgeladenen Begriff des Gemeinwohls
zu nutzen und jeweils nach historischen
Konstellationen und Faktoren zu fragen, die
ein bestimmtes Gut zu einem Allgemein-
gut werden lassen. Der Vorschlag, normati-
ve Komponenten zivilgesellschaftlichen Han-
delns durch Historisierung und Kontextua-
lisierung zu entschärfen wie auch die For-
derung, die konkrete Handlungspraxis der
Natur- und Umweltschützer vollständig in
den Blick zu nehmen und ein erweitertes
Verständnis zivilgesellschaftlichen Handelns
zu entwickeln, machen die Studie zu einem
Werk, das sowohl für die Zeitgeschichte wie
auch für die sozialwissenschaftliche Bewe-
gungsforschung eine Vielzahl an Impulsen
bereithält.
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